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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Heidi Lippmann, Petra Bläss, Wolfgang
Gehrcke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/8702 –

Wehrgerechtigkeit (III)

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Die Zukunft der Wehrpflicht ist in der Bundesrepublik Deutschland weiterhin
in der Diskussion. Unter anderen hat der verfassungsrelevante Gesichtspunkt
der Wehrgerechtigkeit an Bedeutung gewonnen. Um Aussagen über den Grad
der Wehrgerechtigkeit oder Wehrungerechtigkeit treffen zu können, ist es
unerlässlich, die jeweils aktuellen Daten der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen.

Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr auf den Bundestagsdruck-
sachen 14/5857 und 14/6232 auf Kleine Anfragen der Fraktion der PDS zur
Wehrgerechtigkeit mit Stand 31. Dezember 2000 geantwortet. Da im vergan-
genen Jahr über 400 000 junge Männer wehrpflichtig geworden sind, die
Wehrpflicht weiterhin praktiziert wird, ist eine Aktualisierung der Datenlage
geboten.

I. Stärke der einzelnen männlichen Jahrgänge

1. Wie stark sind die einzelnen Jahrgänge 1970 bis 1983?

Angaben zu den männlichen Lebendgeborenen der Jahre 1970 bis 1983 liegen
nur für das frühere Bundesgebiet in der Abgrenzung nach der deutschen Staats-
angehörigkeit vor. Für die neuen Bundesländer ist nur die Zahl der männlichen
Lebendgeborenen ohne Untergliederung nach der Staatsangehörigkeit vorhan-
den. Die nachstehende Tabelle enthält die Angaben zu den männlichen deutschen
Lebendgeborenen im früheren Bundesgebiet, den männlichen Lebendgeborenen
im Beitrittsgebiet sowie eine Addition dieser Angaben als Ergebnis für Deutsch-
land:
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2. Wie hoch ist die Zahl der Wehrpflichtigen der Jahrgänge 1970 bis 1983
nach den Datenbeständen des Wehrersatzwesens (jeweils zum Ende eines
Jahres und nach Jahrgängen getrennt aufführen)?

In den Datenbeständen des Wehrersatzwesens sind die mit Stand 31. Dezember
2001 nachstehenden Jahrgangsstärken nachgewiesen. Die Erhöhung der Zahl
der Wehrpflichtigen gegenüber der Zahl der Lebendgeborenen in den Geburts-
jahrgängen erklärt sich durch Zuzüge von Wehrpflichtigen aus dem Ausland so-
wie durch Zuwanderung und Einbürgerung.
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3. Wie viele Wehrpflichtige der Jahrgänge 1970 bis 1983 sind wegen Weg-
zugs ohne Genehmigung nicht erreichbar (nach Jahrgängen getrennt)?

Mit Stand 31. Dezember 2001 sind wegen Wegzugs ohne Genehmigung nicht
erreichbar*:

* Ausland, unbekannter Aufenthalt (gemusterte Wehrpflichtige)

4. Welcher Umfang an erfassten Wehrpflichtigen wird unter Berücksichti-
gung durch Zuwanderung und Einbürgerung für die Geburtsjahrgänge
1984 bis 1997 prognostiziert?

Folgender Umfang an erfassten Wehrpflichtigen wird für die Geburtsjahrgänge
1984 bis 1997 unter Berücksichtigung von Zuwanderung und Einbürgerung
prognostiziert:

* 18-Jährige, Angaben gerundet
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II. Wehrdienstfähigkeit dieser Jahrgänge (aufgeschlüsselt nach Jahrgängen)

5. Wie viele Wehrpflichtige sind heute noch
– wehrdienstfähig,
– wehrdienstfähig unter Freistellung von der Grundausbildung,
– vorübergehend nicht wehrdienstfähig,
– dauernd nicht wehrdienstfähig?

Nach dem Stand 31. Dezember 2001 ergibt sich folgendes Bild:

Die nichtgemusterten Wehrpflichtigen ergeben sich aus der Tabelle zur Frage 6.

6. Wie viele Wehrpflichtige konnten bis heute nicht gemustert werden?

Bisher nicht gemustert wurden:
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III. Wehrdienstausnahmen ohne Ersatzdienste (aufgeschlüsselt nach Jahr-
gängen)

7. Wie viele Wehrpflichtige, die nicht als Kriegsdienstverweigerer anerkannt
sind, mussten wegen gesetzlicher Wehrdienstausnahmen auf Dauer freige-
stellt werden
– nach § 10 Wehrpflichtgesetz (WPflG) (Ausschluss vom Wehrdienst),
– nach § 11 WPflG (Befreiung),
– nach § 12 WPflG (unzumutbare Härte),
– nach § 13 WPflG (Unabkömmlichkeitsstellung)?

Wegen Wehrdienstausnahmen wurden auf Dauer freigestellt*:

** Geburtsjahrgänge 1970 bis 1975 festgeschrieben wegen Vollendung des 25. Lebensjahres.
** § 12 Abs. 6 S. 2 WPflG

Geburtsjahrgang Anzahl
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8. Wie viele Wehrpflichtige, die nicht als Kriegsdienstverweigerer anerkannt
sind, sind wegen administrativer Wehrdienstausnahmen auf Dauer freige-
stellt?

Wegen administrativer Wehrdienstausnahmen auf Dauer freigestellt sind*:

* Geburtsjahrgänge 1970 bis 1975 festgeschrieben wegen Vollendung des 25. Lebensjahres.

9. Wie viele Wehrdienstfähige, die nicht als Kriegsdienstverweigerer aner-
kannt sind, können als über 25-Jährige nicht mehr einberufen werden?

Nach Vollendung des 25. Lebensjahres wurden nicht mehr einberufen:

* jeweils bezogen auf den Datenbestand 25. Lebensjahr.

Abschließende Angaben für die Geburtsjahrgänge 1977 bis 1983 liegen noch
nicht vor. Die Wehrpflichtigen dieser Geburtsjahrgänge haben die Regelheran-
ziehungsgrenze für den Grundwehrdienst (Vollendung des 25. Lebensjahres)
noch nicht erreicht und können noch einberufen werden.
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IV. Ausschöpfung der Jahrgänge durch die Bundeswehr (aufgeschlüsselt
nach Jahrgängen)

10. Wie viele Wehrpflichtige haben Wehrdienst geleistet
a) nur als Wehrpflichtige

Mit Stand 31. Dezember 2001 haben bisher Grundwehrdienst geleistet bzw. leis-
ten zurzeit Grundwehrdienst:

b) als Wehrpflichtige, die sich dann freiwillig länger verpflichtet haben
(bis max. zwei Jahre),

c) als Wehrpflichtige, die sich dann freiwillig länger verpflichtet haben
(über zwei Jahre),

d) nur als freiwillige Soldaten mit max. zwei Jahren Dienstzeit,
e) nur als freiwillige Soldaten mit mehr als zwei Jahren Dienstzeit?

Eine auf Geburtsjahrgänge aufgeschlüsselte Statistik über den Verpflichtungs-
zeitpunkt bzw. Verpflichtungszeitraum wird nicht geführt. Auswertungen über
die Übernahmen/Einstellungen von Wehrpflichtigen als Soldaten auf Zeit (SaZ)
stehen nur pro Kalenderjahr zur Verfügung und umfassen fünf bis sieben
Geburtsjahrgänge.
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Zu 10b) Verpflichtung und Übernahme als SaZ (bis max. zwei Jahre)

Zu 10c) Verpflichtung und Übernahme als SaZ (über zwei Jahre)

Zu 10d) Einstellung als SaZ (mit max. zwei Jahren Dienstzeit)

Zu 10e) Einstellung als SaZ (mit mehr als zwei Jahren Dienstzeit)

Hinzu kommen in den Jahren 1991 bis 2000 pro Jahr 2 200, im Jahr 2001 2 150
Übernahmen / Einstellungen von Offizierbewerbern.

V. Ausschöpfung der Jahrgänge durch Ersatzdienste ohne Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer (aufgeschlüsselt nach Jahrgängen)

11. Wie viele Wehrpflichtige haben einen Dienst geleistet
a) als Helfer im Katastrophenschutz (§ 13a WPflG),
b) in der Entwicklungshilfe (§ 13b WPflG),
c) im Vollzugsdienst der Polizei und beim Bundesgrenzschutz (§ 42 und

§ 42a WPflG)?

Von den nicht als Kriegsdienstverweigerer anerkannten Wehrpflichtigen der Ge-
burtsjahrgänge 1970 bis 1983 haben einen Dienst als Helfer im Zivilschutz oder
Katastrophenschutz, Entwicklungsdienst bzw. Polizeivollzugsdienst geleistet
bzw. leisten einen solchen:
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* Geburtsjahrgänge 1970 bis 1975 festgeschrieben wegen Vollendung des 25. Lebensjahres.

VI. Kriegsdienstverweigerer (aufgeschlüsselt nach Jahrgängen)

12. Wie viele Wehrpflichtige der einzelnen Jahrgänge waren Kriegsdienst-
verweigerer:
a) Zahl der Antragsteller?
b) Zahl der anerkannten Kriegsdienstverweigerer?
c) Wie viele Wehrpflichtige sind vor ihrer Einberufung zum Wehrdienst

als Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden?

Kriegsdienstverweigerung der Geburtsjahrgänge 1970 bis 1983:
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VII. Ersatzdienste der anerkannten Kriegsdienstverweigerer (tatsächliche
Dienstleistung)

Anmerkung zu den Fragen 13, 14 und 15:
Die Geburtsjahrgänge 1970 bis 1972 wurden in den Tabellen nicht mehr be-
rücksichtigt, da davon ausgegangen werden kann, dass bei den 28-Jährigen
und älteren keine Veränderungen im Datenbestand mehr stattfinden.

13. Wie viele anerkannte Kriegsdienstverweigerer haben
a) Zivildienst voll geleistet,

Zivildienst haben geleistet:

b) Zivildienst nach angefangenem oder absolviertem Wehrdienst geleis-
tet,

Zivildienst nach angefangenem oder absolviertemWehrdienst haben geleistet:
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c) keinen Zivildienst geleistet, weil durch Wehrdienst abgegolten,

Weil bereits durch Wehrdienst abgegolten, brauchten anerkannte Kriegsdienst-
verweigerer im folgenden Umfang keinen Zivildienst mehr zu leisten:

d) statt Zivildienst andere Ersatzdienste geleistet,
e) haben Ersatzdienst nach § 14 Zivildienstgesetz (ZDG) (Katastrophen-

schutz)
– nach § 14a ZDG (Entwicklungsdienst),
– nach § 14b ZDG (andere Dienste im Ausland),
– nach § 15 ZDG (Polizeivollzugsdienst),
– nach § 15a ZDG (freies Arbeitsverhältnis),

Statt Zivildienst einen anderen Dienst geleistet haben:
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f) wurden einberufen, haben aber keinen Dienst geleistet, da nicht ange-
treten?

Zum Zivildienst einberufene anerkannte Kriegsdienstverweigerer ohne Dienst-
antritt:

VIII. Dienstausnahmen bei anerkannten Kriegsdienstverweigerern
(aufgeschlüsselt nach Jahrgängen)

14. Wie viele anerkannte Kriegsdienstverweigerer mussten wegen gesetz-
licher Zivildienstausnahmen auf Dauer freigestellt werden

– nach § 9 Abs. 1 des ZDG (Ausschluss),
– nach § 10 des ZDG (Befreiung),
– nach § 13 des ZDG (unzumutbare Härte),
– nach § 16 des ZDG (UK-Stellung),

a) weil die Dienstfähigkeit nach Musterung weggefallen ist,

Gesetzliche Zivildienstausnahmen:

* Einschließlich „dritte Söhne“ (wurden bisher gesondert nachgewiesen).
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b) vor Dienstantritt,
c) nach Dienstantritt?

Wegfall der Dienstfähigkeit:

15. Wie viele anerkannte Kriegsdienstverweigerer mussten wegen administ-
rativer Zivildienstausnahmen auf Dauer freigestellt werden?

Wegen administrativer Zivildienstausnahmen auf Dauer freigestellt sind:

IX. Einberufungsreserve der Bundeswehr

16. Wie viele tauglich gemusterte Wehrpflichtige ohne gesetzliche Wehr-
dienstausnahmen oder dauerhafter Befreiung bzw. Zurückstellung sind
aus den Geburtsjahrgängen 1973 bis 1983 jeweils noch nicht einberufen?

Mit Stand 31. Dezember 2001 waren von den wehrdienstfähigen und für den
Wehrdienst verfügbaren Wehrpflichtigen der Geburtsjahrgänge 1973 bis 1983
noch nicht einberufen:
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* Ab Geburtsjahr 1977 noch heranziehbar, grds. bis zur Regelaltersgrenze

X. Einberufungsreserve Zivildienst

17. Wie viele tauglich gemusterte anerkannte Kriegsdienstverweigerer ohne
gesetzliche Wehrdienstausnahmen oder dauerhafter Befreiung bzw. Zu-
rückstellung sind aus den Geburtsjahrgängen 1973 bis 1983 jeweils noch
nicht zum Zivildienst herangezogen worden?

Von den anerkannten Kriegsdienstverweigerern und für den Zivildienst Verfüg-
baren sind noch nicht einberufen:

XI. Grundwehrdienst im Jahr 2001

18. Wie viele Wehrpflichtige wurden in diesem Jahr einberufen?

Im Jahr 2001 wurden 168 543 Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst (versandte
E-Bescheide) einberufen.
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19. Bei wie vielen musste die Einberufung zurückgenommen werden
– aus gesundheitlichen Gründen,
– wegen gesetzlicher Wehrdienstausnahmen einschließlich Einberu-

fungshindernisse und Unabkömmlichstellungen?

Eine Aufschlüsselung der Gründe, warum Einberufungen zurückgenommen
werden mussten, ist nicht möglich. Die Zurücknahme oder der Widerruf eines
Einberufungsbescheides kann erfolgen aus Gründen, die in der Person des Wehr-
pflichtigen begründet sind (erneute Ermessensprüfung der Wehrersatzbehörden,
gesetzliche oder administrative Wehrdienstausnahmen, gesundheitliche Gründe,
Unabkömmlichstellungen) oder die haushaltsbedingt sind (Nachbesetzungssper-
ren).

20. Wie viele wurden als Ersatz für Ausfälle vorbenachrichtigt?

Als Ersatz für Ausfälle im Jahr 2001 wurden 26 441 Wehrpflichtige vorbenach-
richtigt.

21. In wie vielen Fällen war ein Ersatz für Ausfälle nicht mehr möglich?

Ersatz für Ausfälle war in 5 049 Fällen nicht mehr möglich.

22. Wie viele haben den Grundwehrdienst angetreten?

Den Grundwehrdienst hatten 129 441 Wehrpflichtige anzutreten.

23. Wie viele waren nach Ablauf eines Monats noch im Grundwehrdienst?

Als Grundwehrdienstleistende waren nach Ablauf eines Monats 125 715
Wehrpflichtige im Dienst.

24. Wie viele Strafanzeigen wegen eigenmächtiger Abwesenheit (§ 15 Wehr-
strafgesetz – WStG) wurden in diesem Jahr gestellt (bitte den Grund an-
geben, wenn keine Angaben möglich)?

25. Wie viele Strafanzeigen wegen Fahnenflucht (§ 16 WStG) wurden ge-
stellt (bitte den Grund angeben, wenn keine Angaben möglich)?

Es liegen keine Erkenntnisse darüber vor, wie viele Strafanzeigen wegen eigen-
mächtiger Abwesenheit oder Fahnenflucht im Jahr 2001 gestellt wurden, da über
Strafanzeigen keine Statistik gerührt wird.

26. In wie vielen Fällen wurden gegenüber Soldaten Disziplinararreste ver-
hängt (bitte nach Dauer sowie nach Wehrpflichtigen und Freiwilligen
aufgeschlüsselt)?

Im Jahr 2001 kam es insgesamt in 2 811 Fällen zur Ahndung von Dienstvergehen
durch Disziplinararrest. Darunter waren in 2 390 Fällen Grundwehrdienstleis-
tende betroffen. Die anderen Disziplinararreste entfielen auf Berufssoldaten,
Soldaten auf Zeit und freiwillig länger dienende Wehrpflichtige.
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XII. Zivildienst im Jahr 2001

27. Wie viele Zivildienstpflichtige wurden in diesem Jahr einberufen?

Im Jahr 2001 sind 130 325 Zivildienstpflichtige einberufen worden.

28. Bei wie vielen musste die Einberufung aus gesundheitlichen Gründen
zurückgenommen werden?

29. Bei wie vielen musste die Einberufung zurückgenommen werden wegen
gesetzlicher Zivildienstausnahmen einschließlich Einberufungshinder-
nisse und Unabkömmlichstellungen?

Über die Zahl der Einberufungen zum Zivildienst, die aus gesundheitlichen
Gründen, wegen gesetzlicher Zivildienstausnahmen/Einberufungshindernissen
oder Unabkömmlichstellungen zurückgenommen werden mussten, liegen keine
statistischen Auswertungen vor.

30. Wie viele haben in diesem Jahr den Dienst angetreten?

Im Jahr 2001 haben 130 095 Zivildienstpflichtige den Dienst angetreten.

31. Wie viele Strafanzeigen wurden wegen eigenmächtiger Abwesenheit
(§ 52 ZDG) in diesem Jahr gestellt?

32. Wie viele Strafanzeigen wurden wegen Dienstflucht (§ 53 ZDG) in die-
sem Jahr gestellt?

Die beim Bundesamt für den Zivildienst geführte Statistik fasst die Tatbestände
der §§52 und 53 ZDG zusammen. Insgesamt wurden 764 Strafanzeigen gestellt.

XIII. Musterungen

33. Wie viele Musterungen sind jährlich seit 1991 durchgeführt worden?

34. Wie viele Erstmusterungen sind jährlich seit 1991 durchgeführt worden?

35. Wie waren die Ergebnisse der Musterungen (bitte nach den einzelnen
Tauglichkeitsgraden aufführen)?

36. Wie waren die Ergebnisse der Erstmusterungen (bitte nach den einzelnen
Tauglichkeitsgraden aufführen)?

In den Datenbeständen des Wehrersatzwesens kann nicht nach Erstmusterungen
und erneuten Musterungen unterschieden werden. Die nachstehende Tabelle ent-
hält die Ergebnisse der in den Jahren 1995 bis 2001 insgesamt abgeschlosse-
nen Musterungsverfahren. Für die Jahre 1991 bis 1994 liegen keine auswertbaren
Bestände vor.
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XIV. Reserveübungen im Jahr 2001

37. Wie viele Wehrübungstage wurden im Jahre 2001 insgesamt abgehalten?

Im Jahr 2001 wurden 625 902 Wehrübungstage in Anspruch genommen.

38. Wie viele Reservisten haben im Jahre 2001 an Wehrübungen teilgenom-
men
– als ehemalige Grundwehrdienstleistende,
– als ehemalige freiwillig länger dienende Wehrdienstleistende,
– als Zeitsoldaten?

Im Jahr 2001 haben 25 259 Reservisten Wehrübungen geleistet. Aufgeschlüsselt
nach ihren früheren Dienstverhältnissen sind dies:
– 6 469 Grundwehrdienstleistende
–  844 freiwillig länger dienende Wehrpflichtige
– 15 719 Soldaten auf Zeit
– 1 765 Berufssoldaten
–  462 Sonstige, die über eine Wehrübung Zugang zur Bundeswehr gefun-

den
haben.

XV. Personalplanung

39. Wie viele Dienstposten für Grundwehrdienstleistende sind für die Jahre
2002 bis 2015 eingeplant?
Wie viele Einberufungen ergeben sich daraus (bitte je aufgeschlüsselt
nach Jahren)?

40. Wie viele Dienstposten für freiwillig Wehrdienstleistende sind für die
Jahre 2002 bis 2015 eingeplant?
Wie viele Einberufungen ergeben sich daraus (bitte je aufgeschlüsselt
nach Jahren)?

41. Welcher personelle Ergänzungsbedarf an männlichen Freiwilligen wer-
den für die Jahre 2002 bis 2015 prognostiziert?

In den Organisationsgrundlagen der Streitkräfte werden nur Mannschaftsdienst-
posten und keine speziellen Dienstposten für Wehrpflichtige ausgebracht. Die
Anzahl der jährlichen Einberufungen richtet sich nicht nach den verfügbaren
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Dienstposten, sondern ausschließlich nach der im Haushaltplan festgelegten
Veranschlagungsstärke1) (VAS). Nach derzeitigem Planungsstand stellt sich der
Regenerationsbedarf an Wehrpflichtigen (GWDL/FWDL) und Soldaten auf Zeit
(SaZ) wie folgt dar:

1) Bezeichnung für die Festlegung im jährlichen Haushaltsplan, bis zu welcher Höhe die Gesamtzahl der zugewiesenen Planstellen, Stellen für
GWDL und FWDL im Jahresdurchschnitt genutzt werden darf.

2) Berechnungen ab 2004 auf der Grundlage der voraussichtlich zugestandenen VAS (ohne Statuswechsler).

3) Ergänzungsbedarf (nur Männer) beinhaltet Einstellungen ungedienter und Statuswechsler; berechnet ab 2004 auf der Grundlage der voraussicht-
lich zugestandenen VAS. Statuswechsler werden zunächst als GWDL durch die Kreiswehrersatzämter einberufen.
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